
Landtag von Baden-Württemberg 
13. Wahlperiode

Drucksache 13 / 1117
01. 07. 2002

1Eingegangen: 01. 07. 2002 / Ausgegeben: 06. 09. 2002

A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,

die Landesregierung zu ersuchen

zu berichten,

1. wie sich die Einwohnerzahl in den Groß- und Universitätsstädten des Landes
von 1999 bis Ende 2001 entwickelt hat;

2. wie sich im gleichen Zeitraum die Haushaltszahlen in diesen Städten verändert
haben;

3. wie viele Neubauwohnungen in den Groß- und Universitätsstädten im Zeit-
raum von 1999 bis 2001 fertig gestellt worden sind und wie hoch dabei der
Anteil der öffentlich geförderten Wohnungen ist;

4. wie sich bei den Wohnungsämtern der Groß- und Universitätsstädte die gemel-
deten Dringlichkeitsfälle (Notfälle bzw. Wartelisten) und die Anzahl der bean-
tragten Wohnberechtigungsscheine im selben Zeitraum entwickelt haben;

5. ob Angaben der Maklerverbände zutreffen, dass die Mietpreise bei Neuvermie-
tungen in den Ballungszentren stark angestiegen sind und dass sich auf eine
Anzeige für eine 3 – 4-Zimmerwohnung bis zu 200 Interessenten bewerben;

6. ob Berichte von Sozialorganisationen zutreffen, dass es wegen Wohnungs-
knappheit für sozial Schwache äußerst schwierig geworden ist, Wohnraum zu
finden und dass allgemein das Problem der Obdachlosigkeit in den Großstädten
wieder zunimmt;

7. welcher prozentuale Anteil des Landeswohnungsprogramms in die baden-würt-
tembergischen Groß- und Universitätsstädte fließt, aufgeteilt nach Eigentums-
maßnahmen und Maßnahmen im Mietwohnungsbau;

Antrag
der Abg. Rolf Gaßmann u. a. SPD

und

Stellungnahme
des Wirtschaftsministeriums

Wohnungsprobleme in den Groß- und Universitätsstädten
des Landes
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8. wie die Landesregierung das Landeswohnungsprogramm zukünftig gestalten
wird, damit dem besonderen Bedarf nach bezahlbarem Wohnraum in den
Groß- und Universitätsstädten Rechnung getragen wird.

28. 06. 2002

Gaßmann, Capezzuto, Gustav-Adolf Haas, Knapp, Rivoir, Schmiedel SPD

B e g r ü n d u n g

Der im Jahre 2000 veröffentlichte Bericht der Kommission zur Untersuchung der
Wohnungsversorgung in Baden-Württemberg ermittelte für die Großstädte des
Landes bis zum Jahr 2010 noch einen erheblichen Wohnungsneubedarf. So soll-
ten laut der vom Wirtschaftsministerium einberufenen Kommission bis zum Jahre
2010 in Freiburg noch 15.900 Wohnungen, in Heidelberg 9.900 Wohnungen, in
Karlsruhe noch 13.000 und in Stuttgart noch 26.800 Wohnungen zur Deckung des
Fehlbedarfs gebaut werden. Dabei ging die Kommission von der Prognose der
Landesstatistiker aus, dass sich die Haushaltszahlen der Großstädte von 1999 bis
2010 durch Bevölkerungsverluste verringern werden. 
Inzwischen haben sich die Annahmen der Statistiker hinsichtlich schrumpfender
Großstädte in Baden-Württemberg als falsch erwiesen. Starke Bevölkerungs-
wanderungen in die ökonomisch starken baden-württembergischen Städte sowie
ein Trend zur Rückkehr in die Zentren der Großstädte haben zu erheblichen
Wohnungsengpässen gesorgt. Damit in der Wohnungspolitik die richtigen
Antworten gefunden werden, muss die Wohnungspolitik die neuen Einwohner-
entwicklungen zur Kenntnis nehmen und die Bedarfsprognosen aktualisieren.
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S t e l l u n g n a h m e  * )

Mit Schreiben vom 12. August 2002 Nr. 5-2700.2/246 nimmt das Wirtschafts-
ministerium zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen, die Landesregierung zu ersuchen zu berichten,

1. wie sich die Einwohnerzahl in den Groß- und Universitätsstädten des Landes
von 1999 bis Ende 2001 entwickelt hat;

Die Bevölkerungszahlen der Groß- und Universitätsstädte haben sich nach
Angaben des Statistischen Landesamtes wie folgt entwickelt:

2. wie sich im gleichen Zeitraum die Haushaltszahlen in diesen Städten verändert
haben;

Die Haushaltszahlen dieser Städte haben sich nach Angaben des Statistischen
Landesamtes wie folgt entwickelt:

*) Der Überschreitung der Drei-Wochen-Frist wurde zugestimmt.
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3. wie viele Neubauwohnungen in den Groß- und Universitätsstädten im Zeitraum
von 1999 bis Ende 2001 fertig gestellt worden sind und wie hoch dabei der An-
teil der öffentlich geförderten Wohnungen ist;

Die Zahl der fertig gestellten Wohnungen und die Zahl der geförderten
Wohnungen in den Groß- und Universitätsstädten haben sich nach Angaben
des Statistischen Landesamtes und der Landeskreditbank Baden-Württemberg
– Förderbank – wie folgt entwickelt:

4. wie sich bei den Wohnungsämtern der Groß- und Universitätsstädte die gemel-
deten Dringlichkeitsfälle (Notfälle bzw. Wartelisten) und die Anzahl der bean-
tragten Wohnberechtigungsscheine im selben Zeitraum entwickelt haben;

Die Zahl der registrierten Wohnungssuchenden hat sich in den Groß- und Uni-
versitätsstädten wie folgt entwickelt:
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Die Zahl der beantragten und ausgestellten Wohnberechtigungsscheine (-beschei-
nigungen) hat sich in den Groß- und Universitätsstädten wie folgt entwickelt: 

5. ob Angaben der Maklerverbände zutreffen, dass die Mietpreise bei Neuvermie-
tungen in den Ballungszentren stark angestiegen sind und dass sich auf eine
Anzeige für eine 3 – 4 Zimmerwohnung bis zu 200 Interessenten bewerben;

Die Nettokaltmieten für Neubauwohnungen sind von 1999 bis 2001 nach
Angaben des Statistischen Landesamtes landesweit um durchschnittlich 3,7 %
gestiegen. Zum Vergleich: Der Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten
Haushalte ist im gleichen Zeitraum um 4,4 % gestiegen. In den einzelnen
Groß- und Universitätsstädten ergibt sich aber ein differenziertes Bild. Soweit
Angaben gemacht worden sind, sind folgende Steigerungswerte für den infrage
stehenden Zeitraum genannt worden:
– Freiburg im Breisgau von 1999 bis 2001 jahresdurchschnittlich 1,22 %,
– Heidelberg von Oktober 1997 bis März 2001 jahresdurchschnittlich 3,8 %, 
– Stuttgart 1998 bis 2000 jahresdurchschnittlich 2,65 %; es werden bei der an-

stehenden Fortschreibung des Mietspiegels weitere Mietsteigerungen erwartet,
– In Pforzheim sind die Neubaumieten dagegen nur minimal gestiegen; dort

konnte teilweise sogar ein leichter Rückgang verzeichnet werden. 
In einer im Juni 2002 veröffentlichten Meldung des Landesverbandes
Deutscher Makler wird berichtet, „auf eine Anzeige für eine 3- bis 4-Zimmer-
Wohnung meldeten sich in Ballungsräumen bis zu 200 Interessenten“. In wel-
chem Umfang dies der Fall ist oder ob es sich nur um Einzelfälle handelt,
bleibt in der Meldung offen. Jedoch bestätigen die meisten Groß- und Uni-
versitätsstädte, dass die Nachfrage nach 3- bis 4-Zimmerwohnungen das vor-
handene Angebot deutlich übersteigt.

6. ob Berichte von Sozialorganisationen zutreffen, dass es wegen Wohnungs-
knappheit für sozial Schwache äußerst schwierig geworden ist, Wohnraum zu
finden und dass allgemein das Problem der Obdachlosigkeit in den Groß-
städten wieder zunimmt;

Nach einer Erhebung der Liga der Freien Wohlfahrtsverbände im September
2001 hat sich die Gesamtzahl der Wohnungslosen in den Einrichtungen der
Liga-Mitgliedsverbände im Vergleich zum Vorjahr um knapp 2 % erhöht. Die
Zahl der Menschen, die völlig auf der Straße leben, ist gegenüber dem Vorjahr
um fast 9 % gestiegen. Nach Darstellung der Liga ist der Anteil stationär unter-
gebrachter Personen wieder angestiegen, in vielen Städten könnten die Einrich-
tungen diese nicht rechtzeitig in Wohnungen vermitteln. Die Sozialämter der
Landkreise berichten, dass bezahlbarer Wohnraum für Sozialhilfeempfänger/
-innen knapper wird. 
Auch nach den Berichten vieler Groß- und Universitätsstädte hat sich die Situa-
tion auf dem Wohnungsmarkt deutlich verschärft. Indikatoren seien die Voll-
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belegung der Notunterkünfte und Einrichtungen der Wohnungsnotfallhilfe,
steigende Hotelunterbringungen, eine zunehmende Zahl an Kündigungen,
Räumungsklagen und Zwangsräumungen. Die Städte sehen sich daher vor die
Aufgabe gestellt, eine steigende Zahl von Wohnungsnotstandsfällen zu versor-
gen. Sie sind dabei bemüht, nach Möglichkeit Obdachlosigkeit zu verhindern,
haben aber das Problem zu bewältigen, dass die vorhandenen Kapazitäten weit-
gehend erschöpft sind. 

7. welcher prozentuale Anteil des Landeswohnungsbauprogramms in die baden-
württembergische Groß- und Universitätsstädte fließt, aufgeteilt nach Eigen-
tumsmaßnahmen und Maßnahmen im Mietwohnungsbau;

Für Wohnraumförderungsmaßnahmen in den Groß- und Universitätsstädten
sind nach der Bewilligungsstatistik der Landeskreditbank Baden-Württemberg
– Förderbank – Bewilligungen in folgendem Umfang ausgesprochen worden: 

8. wie die Landesregierung das Landeswohnungsbauprogramm zukünftig gestal-
ten wird, damit dem besonderen Bedarf nach bezahlbarem Wohnraum in den
Groß- und Universitätsstädten Rechnung getragen wird.

Über die Gestaltung des Landeswohnraumförderungsprogramms 2003 wird die
Landesregierung im Herbst 2002 entscheiden. Danach wird die Konzeption in
der „Blauen Broschüre“ dem Landtag zur Beratung zugeleitet. 

Dr. Döring
Wirtschaftsminister


